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Auskunft über Bestandsdaten gegenüber Arbeitgeberbewertungsplatt-
form 
Nach § 21 Abs. 2 TDDDG dürfen Anbieter von digitalen Diensten Auskunft über Be-
standsdaten, also personenbezogene Daten, die bei der Nutzung des digitalen Diens-
tes vom Nutzer durch den Anbieter erhoben werden, geben, wenn dies zur Durchset-
zung von Ansprüchen erforderlich ist. In einem aktuellen Urteil hat der BGH einen An-
spruch verneint, da keiner der in § 21 TDDDG aufgeführten Straftatbestände erfüllt 
war.  
 
Eine Rechtsanwaltsgesellschaft forderte Auskunft über die Daten eines Nutzers vom 
Betreiber einer Arbeitgeberbewertungsplattform. Unter der Rubrik "Vorgesetztenver-
halten", bewertete der besagte Nutzer die Rechtsanwaltsgesellschaft mit einem Stern. 
Bei der Bewertung äußerte der Nutzer, dass die Geschäftsleitung „glänzt durch Abwe-
senheit“ und „Angestellte sollen nur so schnell wie möglich so viel Geld wie möglich 
machen“. Weiter äußerte er, dass „seine Krönung […] solches Vorgesetztenverhalten 
darin [findet], dass ausgeschiedene Mitarbeiter ausstehendes Gehalt und sogar die 
Erteilung von Arbeitszeugnissen gerichtlich durchsetzen müssen". 
 
Tatsächlich gab in der Vergangenheit nur einen ausgeschiedenen Mitarbeiter, der 
seine Ansprüche auf Zahlung ausstehenden Gehalts bzw. Erstellung eines Zeugnis-
ses gegen die Antragstellerin mit gerichtlicher Hilfe durchsetzen musste. 
 
Der BGH lehnt einen Anspruch der Rechtsanwaltsgesellschaft ab. Die Voraussetzun-
gen des § 21 Abs. 2 Telekommunikation-Telemedien-Datenschutz-Gesetzes (TTDSG) 
seien nicht erfüllt. Der Nutzer habe keine der in § 21 Abs. 2 S. 1 TDDDG aufgezählten 
Katalogstraftaten verwirklicht. Insbesondere lag keine üble Nachrede oder Verleum-
dung vor.  
 
Der BGH stufte die Äußerungen nicht als unwahre Tatsachenbehauptung, sondern als 
Werturteil ein. Werturteile sind vom Grundrecht der Meinungsfreiheit umfasst. Im Rah-
men der Abwägung hat das allgemeine Persönlichkeitsrecht der Rechtsanwaltsgesell-
schaft hinter dem Recht auf Meinungsfreiheit des bewertenden Nutzers zurückzutre-
ten. Die geäußerte Kritik ist pauschal und abstrahierend gehalten. Sie bringt damit in 
erster Linie die Missbilligung des Führungsverhaltens mithin eine subjektive Wertung 
zum Ausdruck. Mit der Formulierung sollte keine Aussage zu einer bestimmten Zahl 
von Mitarbeitern gemacht werden, die ihr Gehalt einklagen mussten.  
 
BGH, Beschluss vom 11. März 2025, VI ZB 79/23 
 
 

Verwaltung von Personalakten durch unbefugte Dritte 
Lässt eine Behörde Personaldaten durch einen Dritten verarbeiten, stellt das ein Ver-
stoß gegen die DSGVO dar. Das hat der BGH entschieden.  
 
Eine Bundesanstalt in Hannover lässt ihre Personalakten durch Bedienstete des Lan-
des Niedersachsen verwalten. Eine angestellte Bundesbeamtin beanstandete dieses 
Verhalten mehrfach ohne Erfolg. 2017 wendete sie sich an den Beauftragten für Da-
tenschutz des Landes Niedersachsen, der die Eingabe zuständigkeitshalber an den 
Bundesbeauftragten für Datenschutz und Informationssicherheit weiterleitete. Der 
BfDI erklärte die dortige Praxis für unzulässig, woraufhin die Bundesanstalt die Vorge-
hensweise änderte.  
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Mit ihrer Klage fordert die Bundesbeamtin Schadensersatz wegen der rechtswidrigen 
Weiterleitung ihrer personenbezogenen Daten an unbefugte Dritte.  
 
Der BGH bejahte einen Verstoß gegen die DSGVO mangels Rechtsgrundlage für die 
Verarbeitung durch Dritte. Das Gericht bejahte auch einen Schaden durch die Über-
lassung der Personalakte an Bedienstete des Landes Niedersachsen und den dadurch 
verursachten vorübergehenden Verlust der Kontrolle der Klägerin über ihre in ihrer 
Personalakte enthaltenen personenbezogenen Daten. Daran ändert auch nichts, dass 
die Bediensteten der anderen Behörde zur Verschwiegenheit verpflichtet sind. Dieser 
Umstand ist erst bei der Bemessung der Höhe des Schadensersatzes zu berücksich-
tigen.  
 
BGH, Urteil vom 11. Februar 2025, VI ZR 365/22 
 
 

BfDI verhängt Geldbußen gegen Vodafone 
Die Bundesbeauftragte für die Datensicherheit und die Informationsfreiheit hat der Vo-
dafone GmbH zwei Geldbußen in einer Gesamthöhe von 45 Millionen Euro auferlegt.  
 
Eine Geldbuße in Höhe von 15 Millionen Euro erging, weil die Vodafone GmbH für sie 
tätige Partneragenturen nicht im ausreichenden Umfang datenschutzrechtlich über-
prüft und überwacht hatte (Art. 28 Abs. 1 S. 1 DSGVO). 
 
Darüber hinaus hat die BfDI Vodafone aufgrund eines Verstoßes gegen Art. 32 Abs. 1 
DSGVO wegen festgestellter Schwachstellen in bestimmten Vertriebssystemen ver-
warnt. 
 
Eine weitere Geldbuße in Höhe von 30 Millionen Euro wurde wegen Sicherheitsmän-
geln beim Authentifizierungsprozess bei der kombinierten Nutzung des Onlineportals 
„MeinVodafone“ mit der Vodafone Hotline verhangen. Die aufgedeckten Schwachstel-
len der Authentifizierung ermöglichten unter anderem den Abruf von eSIM-Profilen 
durch unbefugte Dritte. 
 
Die Vodafone GmbH hat ihre Prozesse und Systeme inzwischen verbessert und teil-
weise sogar vollständig ersetzt, um solche Gefahren künftig auszuschließen. Außer-
dem hat sie die Prozesse zur Auswahl und Auditierung von Partneragenturen überar-
beitet und sich von Partnern getrennt, bei denen Betrugsfälle festgestellt wurden. Die 
BfDI wird die praktische Wirksamkeit der von Vodafone ergriffenen Maßnahmen in ei-
ner Folgekontrolle überprüfen. 
 
Die Erfahrungen der Datenschutzbehörden zeigen, dass bei Unternehmen in vielen 
Branchen ein Investitionsstau bei der Modernisierung und Konsolidierung von IT-
Systemen besteht. Bei der Sicherheit wird daher teilweise gespart. Auch der Einsatz 
von Auftragsverarbeitern wird in der Praxis häufig nicht ausreichend kontrolliert. Neue 
technische Möglichkeiten und komplexere Bedrohungsszenarien führen zu erhöhten 
Risiken für Kunden, denen durch fehlenden Datenschutz Schäden entstehen können. 
 
Quelle: PM Nr. 6/2025 des BfDI  
 
 

  

https://www.bfdi.bund.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2025/06_Geldbu%C3%9Fe-Vodafone.html
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Kommission stellt Verstoß von Apple und Meta gegen das Gesetz über 
digitale Märkte fest 
Die EU-Kommission hat festgestellt, dass Apple nicht, wie im Gesetz über digitale 
Märkte vorgeschrieben, seine Einstellungen zur standardmäßigen Weiterleitung auf-
gehoben hat, und dass Meta gegen die im Gesetz über digitale Märkte (DMA) vorge-
schriebene Verpflichtung verstoßen hat, Verbraucher einen Dienst wählen zu lassen, 
bei dem weniger personenbezogene Daten verwendet werden. Daher hat die Kom-
mission gegen Apple und Meta Geldbußen in Höhe von 500 Mio. EUR bzw. 200 Mio. 
EUR verhängt. 
 
Gemäß dem Gesetz über digitale Märkte sollten App-Entwickler, die ihre Apps über 
den App Store von Apple vertreiben, Kunden kostenlos über alternative Angebote au-
ßerhalb des App Stores informieren, sie zu diesen Angeboten lenken und ihnen die 
Möglichkeit geben können, dort einzukaufen. 
 
Aufgrund einiger von Apple auferlegten Beschränkungen können App-Entwickler die 
Vorteile alternativer Vertriebskanäle außerhalb des App Stores nicht in vollem Umfang 
nutzen. Apple hindert App-Entwickler außerdem daran, Verbraucher direkt über alter-
native und günstigere Angebote zu informieren, wodurch diese nicht in vollem Umfang 
von solchen Angeboten profitieren können. Das Unternehmen konnte nicht nachwei-
sen, dass diese Beschränkungen objektiv notwendig und verhältnismäßig sind. 
 
Nichteinhaltungsbeschluss im Falle des „Consent or Pay“-Modells von Meta 

Nach dem Gesetz über digitale Märkte müssen Torwächter die Einwilligung der Nutzer 
in die Zusammenführung ihrer personenbezogenen Daten zwischen Diensten einho-
len. Nutzer, die keine Einwilligung erteilen, müssen Zugang zu einer weniger persona-
lisierten, aber gleichwertigen Alternative haben. 
 
Im November 2023 führte Meta ein binäres „Consent or Pay“-Werbemodell ein. Bei 
diesem Modell hatten Nutzer von Facebook und Instagram in der EU die Wahl zwi-
schen der Einwilligung in die Zusammenführung personenbezogener Daten für perso-
nalisierte Werbung oder der Zahlung eines monatlichen Abonnements für einen wer-
befreien Dienst. 
 
Die Kommission stellte fest, dass dieses Modell nicht mit dem Gesetz über digitale 
Märkte im Einklang steht, da es den Nutzern nicht die erforderliche spezifische Wahl 
eines Dienstes einräumt, der weniger personenbezogenen Daten verwendet, ansons-
ten aber dem Dienst mit „personalisierter Werbung“ gleichwertig ist. Metas Modell er-
laubte es den Nutzern auch nicht, ihr Recht auf freie Einwilligung in die Zusammen-
führung ihrer personenbezogenen Daten auszuüben. 
 
Im November 2024 führte Meta nach zahlreichen Gesprächen mit der Kommission 
eine weitere Version des kostenlosen Modells mit personalisierter Werbung ein, das 
eine neue Option aufweist, bei der angeblich weniger personenbezogene Daten für die 
Anzeige von Werbung verwendet werden. Die Kommission prüft derzeit diese neue 
Option und setzt ihren Dialog mit Meta fort, wobei sie das Unternehmen auffordert, 
Nachweise für die Auswirkungen dieses neuen Werbemodells in der Praxis vorzule-
gen. 
 
Unbeschadet dieser laufenden Prüfung betrifft der Nichteinhaltungsbeschluss den 
Zeitraum, in dem Endnutzern in der EU zwischen März 2024, als die Verpflichtungen 
aus dem Gesetz über digitale Märkte rechtsverbindlich wurden, und November 2024, 
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als das neue Werbemodell von Meta eingeführt wurde, nur die binäre „Consent or 
Pay“-Option zur Verfügung stand. 
 
Apple und Meta müssen den Beschlüssen der Kommission innerhalb von 60 Tagen 
nachkommen, andernfalls drohen ihnen Zwangsgelder. 
 
Quelle: PM der EU-Kommission vom 23. April 2025  

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_25_1085
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VERANSTALTUNGEN 
 
„Gleicher Lohn für gleiche Arbeit?“ 
Montag, 7. Juli 2025, 18.00 – 19.30 Uhr, IHK Saarland, Raum 1, Franz-Josef-
Röder-Str. 9, 66119 Saarbrücken 
Der Grundsatz „gleicher Lohn für gleiche Arbeit“ ist ein zentrales Thema in der heuti-
gen Arbeitswelt. Die Richtlinie zur Stärkung des Grundsatzes des gleichen Entgelts für 
gleichwertige Arbeit (EU-Entgelttransparenzrichtlinie) bringt umfassende Änderungen 
mit sich, die Arbeitgeber unabhängig von der Unternehmensgröße betreffen. Insbe-
sondere Unternehmen ab 100 Mitarbeitenden werden umfangreiche Berichtspflichten 
erfüllen müssen. Die Umsetzung in nationales Recht ist bis Juni 2026 vorgesehen. 
 
In ihrem Vortrag werden Wolfgang Hardt, Partner bei Ernst & Young Law, und Dr. 
Henning Curti, Partner bei EY, Ihnen die wesentlichen Aspekte der EU-
Entgelttransparenzrichtlinie näherbringen. 
 
Inhaltlich liegen die Schwerpunkte des Vortrages auf den folgenden Aspekten: 
 

• Vermittlung der Grundlagen der Entgelttransparenzrichtlinie und ihrer Anforde-
rungen an die Unternehmen (insbesondere Berichts- und Analysepflichten) 

• Strategien zur Umsetzung der Richtlinie im eigenen Unternehmen 

• Analyse des geschlechtsspezifischen Entgeltgefälles und Maßnahmen zu des-
sen Schließung 

 
Nutzen Sie die Gelegenheit, sich über die Auswirkungen der Richtlinie zu informieren 
und ihr Unternehmen schon jetzt auf die neuen Vorgaben vorzubereiten. 
 
Anmeldungen bis 4. Juli 2025 unter E-Mail: veranstaltungen@saarland.ihk.de oder 
per Direktlink. 

 
 

„IT.CON by CYBR 360“ 
Donnerstag, 18. September 2025, 08.30 – 17.00 Uhr, Congresshalle Saarbrücken, 
Hafenstraße 12, 66111 Saarbrücken 
 
Die Fachmesse für IT und Cybersicherheit! Hier geht es zu den Tickets. 
 
Das erwartet Sie: 

• Unternehmen und Institutionen aus der IT- und Cybersicherheits-Branche der 
Großregion 

• Überblick über aktuelle Themen, Trends und Neuerungen in der Zukunft 

• Breites Bühnenprogramm auf zwei unterschiedlichen Bühnen (Saal West und 
Vorraum Ost) 

• Impulse, Diskussionen und Workshow Räume mit Best Practices und exklusi-
ven Insights 

• Highlight-Keynote: Mark T. Hofmann – Die dunkle Seite der KI: Wie Hacker KI 
& Deepfakes nutzen 

• Möglichkeit sich zu vernetzen und Synergien zu schaffen 

• Lounge-Area für Bewerbungsgespräche, Verhandlungen und Arbeitszonen  

mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
https://www.saarland.ihk.de/p/Gleicher_Lohn_f%C3%BCr_gleiche_Arbeit-15-18808.html
https://it-con-messe.de/
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Kernthemen der Fachmesse: 

• Cybersicherheit & Schutz sensibler Daten – Unternehmen erhalten praxisnahe 
Einblicke in aktuelle Bedrohungen, Schutzmaßnahmen und Best Practices für 
IT-Sicherheit. 

• Technologische Innovation & IT-Entwicklung – Präsentation neuer Technolo-
gien, Trends und Lösungen in den Bereichen IT, Digitalisierung und Künstliche 
Intelligenz. 

 
 
„Verjährung: Was ist zu berücksichtigen?“ 
Dienstag, 23. September 2025, 18:00 - 19:30 Uhr, Raum 1-3, IHK Saarland, Franz-
Josef-Röder-Straße 9, 66119 
 
Dem täglichen Geschäftsverkehr liegen vielfältige Vertragsformen zugrunde, die sehr 
unterschiedliche Verjährungsfristen haben. Ergreift der Gläubiger nicht die richtigen 
Maßnahmen, können einige dieser Forderungen bereits nach 6 Monaten dauerhaft 
verjähren und fallen somit komplett aus. Denn: Die Geltendmachung eines Zahlungs-
anspruchs ist zeitlich nur begrenzt möglich. 
 
Frank Bintz, Geschäftsführer ADVIN Inkassoservice GmbH, Saarbrücken, zeigt 
Ihnen auf, wie die Verjährungsfristen sich berechnen und wann die Verjährung von 
Ansprüchen droht. Gleichzeitig gibt er Ihnen Handlungsinstrumente an die Hand, die 
Sie als Unternehmer eigenständig anwenden können, um eine drohende Verjährung 
abzuwenden. Gerade jetzt mit dem sich ankündigenden Jahresende ist es an der Zeit, 
dass jeder Unternehmer seine offenen Rechnungen überprüft und aktiv wird. 
 
Anmeldungen bis 22. September 2025 unter E-Mail: veranstaltungen@saar-
land.ihk.de oder per Direktlink. 
 
 
„NIS-2: Welche Unternehmen sind betroffen, welche Pflichten bestehen und wie 
werden die Vorgaben in der Praxis konkret umgesetzt?“ 
Dienstag, 7. Oktober 2025, 18:00 – 19:30 Uhr, Raum 1 und 2, Saalgebäude der 
IHK Saarland, Franz-Josef-Röder-Straße 9, 66119 Saarbrücken 
 
Die IT-Sicherheit und deren Gewährleistung steht im Mittelpunkt von NIS-2. Für viele 
Unternehmen mit mehr als 50 Mitarbeitenden und einem Jahresumsatz von mehr als 
10 Millionen Euro in zahlreichen Branchen, darunter auch Unternehmen des produzie-
renden Gewerbes, werden neue Cybersicherheitspflichten gelten.  
 
Unsere Referenten Frau Sarah Bores, LL.M., W+ST Rechtsanwaltsgesellschaft 
mbH, Dillingen und Herr Christoph Lang, Geschäftsführer K4 DIGITAL GmbH, 
Saarwellingen, zeigen Ihnen auf, welche Unternehmen von dem NIS-2-Umsetzungs- 
und Cybersicherheitsstärkungsgesetz betroffen sind und welche IT-
Sicherheitspflichten sie zu erfüllen haben. Diese Veranstaltung deckt Themen wie die 
Betroffenheitsprüfung, die Pflichten für Unternehmen und die notwendigen Sicher-
heitsmaßnahmen - wie die Erstellung von IT-Sicherheitskonzepten und Notfallplänen 
für den Cyberangriff - ab. 
 
Anmeldungen bis 6. Oktober 2025 unter E-Mail: veranstaltungen@saarland.ihk.de 
oder per Direktlink. 

mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
https://www.saarland.ihk.de/p/Verj%C3%A4hrung_Was_ist_zu_ber%C3%BCcksichtigen-15-18810.html
mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
https://www.saarland.ihk.de/p/NIS2__Welche_Unternehmen_sind_betroffen,_welche_Pflichten_bestehen_und_wie_werden_die_Vorgaben_in_der_Praxis_konkret_umgesetzt-15-18911.html
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